
letzten Endes die Entscheidung über das Sorgerecht von 
Umständen abhängig zu machen, die unserem Familien­
recht fremd sind, nämlich c’~ .1, welchen der Ehe­
partner die alleinige oder größere „Schuld“ an der 
Scheidung der Ehe trifft (OG, Urteil vom 17. S'—'.ember 
1957 - 1 Zz 153/57).
Wenn § 9 EheVO zwingend vorschreibt, das Gericht 
habe seine Entscheidung nach Anhören des Rates des 
Kreises zu treffen, so erhellt daraus, daß das Gesetz 
der Mitwirkung dieser Dienststelle bei der Regelung 
des Sorgerechts eine hohe gesellschaftliche Bedeutung 
beimißt. Das Gericht kann von dieser Dienststelle eine 
unparteiliche Stellungnahme auf Grund genauer Kennt­
nis der besonderen Umstände des einzelnen Falles und 
allgemein pädagogischer Erfahrung erwarten. Eine wei­
tere Garantie für die erfolgreiche Erfüllung der Auf­
gaben der Jugendbehörde liegt darin, daß demokra­
tische Kräfte aus den Reihen der Werktätigen als 
ehrenamtliche Helfer an den Arbeiten des Referats teil­
nehmen Hierdurch wird an sich bereits die entschei­
dende Grundlage für die vom Gericht zu treffende 
Sorgerechtsregelung geschaffen. In Fällen, in denen die 
schriftlich abgegebene Stellungnahme der zuständigen 
Verwaltungsstellen dennoch den an sie zu stellenden 
Anforderungen nicht gerecht wird oder zwei sich wider­
sprechende Äußerungen vorliegen, genügt es nicht, daß 
sich das Gericht mit den schriftlichen Äußerungen 
kritisch auseinandersetzt, sondern es wird den mit der 
Sache vertrauten Vertreter der Jugendbehörde selbst 
anzuhören haben, um erschöpfende Antwort auf alle 
sachdienlichen Fragen zu erhalten.
Sollte sich im Einzelfall ergeben, daß das künftige Wohl 
der Kinder gefährdet würde, wenn die Sorge für sie 
dem einen oder anderen Elternteil übertragen werden 
würde, dann kann nur auf Grund von § 1666 BGB die 
Einleitung des Verfahrens zur Entziehung des Sorge­
rechts gegenüber beiden Elternteilen veranlaßt werden. 
Auch bei zunächst stark hervortretenden Bedenken 
sollten dennoch alle Anstrengungen unternommen wer­
den, um eine Entscheidung herbeizuführen, bei der das 
natürliche Recht der Eltern oder doch eines Elternteils, 
persönlich für das Wohl seiner Kinder zu sorgen, soweit 
wie möglich gewahrt bleibt.
Die Entziehung der Personensorge, einen der schwer­
sten gesellschaftlichen Tadel gegen Eltern, kann nicht 
das Gericht im Scheidungsverfahren aussprechen; es ist 
vielmehr ausschließlich Aufgabe des zuständigen Re­
ferates Jugendhilfe, nach sorgfältiger Prüfung die not­
wendigen Maßnahmen einzuleiten. Macht sich eine 
solche Maßnahme erforderlich, so ist das Scheidungs­
verfahren bis zur Entscheidung hierüber gern. § 148 
ZPO auszusetzen, dies deshalb, weil unabdingbar mit 
der Scheidung der Ehe auch über die elterliche Sorge

und den Unterhalt für die Kinder zu entscheiden ist. 
Das Gericht ist von dieser Verpflichtung auch dann 
nicht befreit, wenn ein Elternteil mit den Kindern sich 
bei Erlaß des Scheidungsurteils in der Bundesrepubfik 
aufhält (OG, Urteile vom 29. Oktober 1957 - 1 Zz 
179/57 -, NJ 1958 S. 141, vom 1. Oktober 1959 - 1 ZzF 
38/59 -, NJ 1959 S. 857).
In einer weiteren Entscheidung hat der 1. Zivilsenat des 
Obersten Gerichts ausgesprochen, daß im Falle des ge­
trennten Wohnsitzes der Eltern die Kinder den letzten 
gemeinsamen in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik gelegenen Wohnsitz der Eltern teilen. Es darf nicht 
der Willkür desjenigen Elternteils überlassen bleiben, 
der ohne Beachtung der gesetzlichen Meldevorschriften 
die DDR illegal verlassen' und damit Verrat an unserem 
Staate der Arbeiter und Bauern geübt hat, den Wohn­
sitz der Kinder zu bestimmen und damit eine außer­
halb unserer Gerichte liegende Zuständigkeit zu be­
gründen (OG, Urteil vom 25. Juli 1958 — 1 ZzF 29/58 —, 
OGZ Bd. 6 S. 205).
Auf die zu treffende Sorgerechtsentscheidung selbst 
kann übrigens der Umstand, daß ein Elternteil die 
Republik illegal verlassen hat, auch sachlich nicht ohne 
Einfluß bleiben, weil das Personensorgerecht nicht nur 
die Betreuung des Kindes und die Sorge für seine Ge­
sundheit umfaßt, sondern auch die Erziehung zu ver­
antwortungsbewußten und tüchtigen Bürgern im 
Geiste des Friedens, der Völkerfreundschaft und des 
Sozialismus gewährleistet sein muß. Dabei ist von der 
Tatsache auszugehen, daß sowohl die politischen als 
auch die sozialen Verhältnisse in der Bundesrepublik 
dem Wohle des Kindes entgegenstehen. Da die von der 
Adenauer-Regierung gegenüber den sozialistischen 
Staaten verfolgte Politik mehr denn je auf expansive 
imperialistische Ziele ausgerichtet ist, ist sie auch be­
müht, die Jugend im Geiste des Militarismus und Re­
vanchismus zu erziehen. Auch die soziale Sicherheit 
der westdeutschen Jugend ist in ständiger Gefahr, da 
lediglich die Interessen der herrschenden Klasse die 
Entwicklung sozialer Verhältnisse bestimmen. Dagegen 
läßt unser Staat gerade Kindern die größtmögliche Für­
sorge sowohl in materieller als auch in geistiger Hin­
sicht angedeihen. Es liegt daher auf der Hand, daß am 
ehesten der Bürger seine Pflicht zur Erziehung seiner 
Kinder erfüllen kann, der für die Ziele und Aufgaben 
unseres Staates und unserer Gesellschaft eintritt. Da­
gegen würde eine Übertragung des Sorgerechts auf den 
Elternteil, der die DDR illegal verlassen hat, gröblich st 
gegen die Prinzipien unseres Staates in der Sorge um 
das Wohl der heranwachsenden Jugend verstoßen und 
damit auch die sozialistische Gesetzlichkeit verletzen 
(OG, Urteil vom 25. August 1958 — 1 ZzF 35/58 —, OGZ 
Bd. 6 S. 215). (wird fortgesetzt)
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Die Vermögenshaftung der staatlichen juristischen Personen
Mit dem Erlaß des Vertragsgesetzes vom 11. Dezember 
1957 (GBl. I S. 627) wurde die große Bedeutung der 
materiellen Verantwortlichkeit für die Einhaltung der 
übernommenen Verpflichtungen durch unsere soziali­
stischen Betriebe und Organisationen erneut unter­
strichen. Die entsprechenden Bestimmungen bringen 
nachhaltig die erzieherische Funktion der materiellen 
Verantwortlichkeit zum Ausdruck: durch Androhung-' 
und Eintritt von Vermögenssanktionen für den Fall der

Nicht- oder nicht gehörigen Erfüllung der übernom­
menen Verpflichtungen die Betriebe und Organisationen 
zur ordnungsgemäßen Planerfüllung anzuhalten. Der 
eindeutigen Rechtslage auf diesem Gebiet fehlt aber 
die Ergänzung in Gestalt von Normen über die zwangs­
weise Durchsetzbarkeit der Entscheidungen. Regeln der 
Zwangsvollstreckung gegen staatliche juristische Per­
sonen finden sich in den §§ 65 ff. der Verfahrensordnung 
für das Staatliche Vertragsgericht vom 22. Januar 1959
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